Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drudcsadie YI/348 


Sachgebiet 111 


Beridit 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Mathias Hoff mann, Ell- 
werath, und der Frau Maria Röhrich, Ellwerath, gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag 
vom 28. September 1969 im Wahlkreis 153 (Bitburg) 

— Az. 13/69 und Az. 14/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Klepsdi 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Dr. Klepsdi 

Vorsitzender Berichterstatter 


Buchdruckerei P. Meier, 5201 St. Augustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudtsadie VI/348 


Beschluß 


In den Wahlanfechtungssachen — Az. 13/69 und Az. 
14/69 — des Mathias Hoffmann, Ellwerath, und der 
Maria Röhrich, Ellwerath, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 
153 (Bitburg) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Die Wahleinsprüche werden zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit getrennten Schreiben vom 26. Oktober 1969 
haben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag 
im Wahlkreis 153 (Bitburg) eingelegt. 

Zur Begründung tragen sie vor, 
im Wahllokal sei es hinter dem Wahl Vorhang 
so dunkel gewesen, daß man dort seinen Stimm- 
zettel nicht habe ausfüllen können, sondern her- 
vortreten mußte, um den Wahlschein einzusehen. 
Der Einspruchsführer Hoffmann macht zusätzlich 
geltend, es seien während seiner Wahlausübung 
dumme und beleidigende Bemerkungen aus der 
Mitte des Wahl Vorstandes gegen ihn gerichtet 
worden. Die Einspruchsführerin Röhrich bean- 
standet zusätzlich, es habe ihr niemand von den 
anwesenden Herren bei ihrer Wahlausübung ge- 
holfen. Daher habe sie vier Kreuze statt zwei 
eingetragen. Sie sei deshalb auch belästigt wor- 
den. 

Die Verbandsgemeindeverwaltung Prüm-Land 
teilt mit, daß die Gemeinde Ellwerath mit 34 
Wahlberechtigten einen Wahlbezirk gebildet ha- 
be. Zwei Verwaltungsangehörige hätten das be- 
treffende Wahllokal in Anwesenheit des Bürger- 
meisters von Ellwerath und des Verbandsbürger- 
meisters von Prüm-Land inspiziert. Dabei habe 
sich ergeben, daß die Lichtverhältnisse nicht zu 
beanstanden gewesen seien. Soweit Frau Röhrich 
beim Ankreuzen der Wahlscheine keine Unter- 
stützung erfahren habe, sei festgestellt worden, 
daß die Wahlbekanntmachung, welche Auskunft 
über die Erst- und Zweitstimme gab, ordnungs- 
gemäß veröffentlicht worden war. Die Behaup- 
tungen des Einspruchsführers Hoffmann, er sei 
während der Wahlhandlung belästigt und belei- 
digt worden, seien nicht richtig. Dieses könnten 
auch die Mitglieder des Wahlvorstandes als 
Zeugen bekunden. 

2. Wegen der Gleichartigkeit der Sachlage hat der 
Ausschuß beschlossen, die Einsprüche Az. 13/69 
und Az. 14/69 zu verbinden. 


3. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Die Einsprüche sind form- und fristgerecht beim 
Deutschen Bundestag eingegangen und auch begrün- 
det worden; sie sind auch zulässig, jedoch aus den 
nachfolgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Soweit Dunkelheit in der Wahlkabine geltend ge- 
macht wird, konnte der Sachverhalt nicht eindeutig 
aufgeklärt werden. Es stehen sich die Aussagen der 
Einspruchsführer und der Verbandsgemeindever- 
waltung Prüm-Land gegenüber. Selbst wenn aber 
ein Vortreten aus der Kabine wegen der dortigen 
schlechten Lichtverhältnisse notwendig gewesen sein 
sollte, wäre diese Tatsache allein noch kein Beweis 
für die Verletzung des Grundsatzes der geheimen 
Wahl. 

Die vom Einspruchsführer Hoffmann behaupteten 
beleidigenden Äußerungen aus der Mitte des Wahl- 
vorstandes werden ebenfalls von der Verbandsge- 
meindeverwaltung Prüm-Land ausdrücklich in Ab- 
rede gestellt. Selbst wenn beleidigende Äußerungen 
gefallen sein sollten, so hat der Einspruchsführer 
nichts dafür vorgetragen, daß seine Stimmabgabe 
dadurch beeinflußt worden wäre. Beleidigende Äus- 
serungen als solche können aber nicht Gegenstand 
einer Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren sein. 

Auch in der nicht erfolgten Unterstützung der Ein- 
spruchsführerin Röhrich bei ihrer Wahlhandlung 
kann keine Verletzung von Wahl rechts normen ge- 
sehen werden. Die Einspruchsführerin hätte sich aus 
der ordnungsgemäß veröffentlichten Bekanntma- 
chung über die Stimmabgabe informieren können. 

Die Einsprüche waren daher im Sinne des § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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